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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser! Das Thema Inflation, das in den vergangenen Jahren in der öffent-

lichen Diskussion kaum eine Rolle spielte, ist plötzlich wieder omniprä-
sent. Erinnerungen werden wach an die Hyperinflation zu Beginn der
1920er Jahre, auf deren Höhepunkt 1923 ein Brot 1 Mrd. Mark kos-
tete, und die Geldentwertung nach dem Zweiten Weltkrieg, die erst
1948 mit der Währungsreform ihr Ende fand. In beiden Fällen verlor
das Geld seine Funktion als allgemeines Zahlungs- und Wertauf-
bewahrungsmittel. Die im Oktober und September vom Statistischen
Bundesamt gemeldeten Inflationsraten von 4,5 bzw. 4,1 % sind mit
Blick auf die Historie natürlich nicht besorgniserregend. Allerdings gab
es in Deutschland zuletzt im Dezember 1993 mit +4,3 % eine ähnlich
hohe Inflationsrate. Destatis führt die aktuelle Inflation vor allem auf
Effekte wie die temporäre Senkung der Mehrwertsteuersätze im zwei-
ten Halbjahr 2020, den Preisverfall der Mineralölprodukte im Vorjahr
und krisenbedingte Effekte, wie die deutlichen Preisanstiege auf den
vorgelagerten Wirtschaftsstufen, zurück.

Die Risiken für eine echte Inflationswelle mit dauerhaft hohen Raten
steigen, sofern sich eine Lohn-Preis-Spirale mit der Kombination von
steigenden Inflationserwartungen und kräftigen Lohnzuwächsen in
Gang setzt. Schon heute sehen die Finanzvorstände von über 150 gro-
ßen Unternehmen, die für den aktuellen CFO Survey von Deloitte be-
fragt wurden, den Fachkräftemangel als größte Gefahr für ihr Unter-
nehmen. Infolge des demografischen Wandels mit einer Verringerung
der erwerbstätigen Bevölkerung um bis zu 6 Mio. Menschen bis 2035
könnte dieses Risiko weiter steigen. Etabliert sich auf dem Arbeits-
markt die Erwartung dauerhaft steigender Preise, setzen Gewerk-
schaften höhere Löhne durch. Höhere Lohnkosten holen Unterneh-
men wiederum durch höhere Erlöse bzw. steigende Preise herein.

Inflationäre Prozesse werden in erheblichem Maß durch Interventio-
nen der Geldpolitik beeinflusst. Noch gehen die Notenbanken davon
aus, dass die aktuell hohen Inflationsraten in erster Linie die Folge von
Basis- und Sondereffekten sind, die im kommenden Jahr sukzessive
auslaufen. Die US-Notenbank FED verkündete in ihrem jüngsten Zins-
entscheid einen strafferen geldpolitischen Ausblick mit der Aussicht
auf mehr Leitzinserhöhungen bis Ende 2024. Die EZB verfolgt ihr Ziel
der Preisstabilität jedoch mit Blick auf den gesamten Währungsraum
und verkündete im Juli als neue geldpolitische Strategie ein symmetri-
sches Inflationsziel von 2 % in der mittleren Frist. Deutliche Zinserhö-
hungen dürften angesichts der sich nur langsam erholenden Wirt-
schaft in der EU daher auch mittelfristig sehr moderat ausfallen.

Auch wenn die Inflation auf den Immobilienmärkten aktuell noch auf
Gelassenheit stößt, darf der Einfluss steigender Inflationsraten nicht
unterschätzt werden. Der Verfall der Kaufkraft besitzt angesichts der
langen Lebensdauer von Immobilien besondere Relevanz, da sich die
Prozesse der Geldentwertung im Zeitablauf kumulieren. In der Er-
tragswertermittlung geht es im Kern darum, einen Strom zukünftiger
Geldeinheiten mit einem Betrag gegenwärtiger Geldeinheiten zu ver-
gleichen. Die adäquate Anpassung der nominalen Mieten an die stei-
genden Inflationsraten ist jedoch ebenso fraglich wie die risikogewich-
tete Änderung des Diskontierungssatzes. Um so wichtiger ist es bei
inflationären Prozessen, bei der Ableitung von Liegenschaftszinssätzen
aktuelle Inflationserwartungen und Risiken einzupreisen und hinsicht-
lich Lage und Vertragstyp Objekte heranzuziehen, deren Mieten sich
in vergleichbarer Weise an die Inflation anpassen lassen.

Ihre Gabriele Bobka
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Gabriele Bobka

Neue Wege in der Immobilien-
bewertung
Im kommenden Jahr kommen auf Wertermittler zahlreiche Neuerungen zu. Neben der ImmoWertV 2021,
die zum 1. Januar 2022 in Kraft tritt, dürfte in der ersten Jahreshälfte auch die ImmoWertA fertiggestellt
werden. Die neuen Regelungen betreffen auch die Wertermittlung von Erbbaurechten, bei denen im Hin-
blick auf die andauernde Niedrigzinsphase die Ermittlung des angemessenen Erbbauzinses eine wertrele-
vante Rolle spielt. Die Grundsteuerreform 2022 und das Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz stellen nicht
nur die Gutachterausschüsse vor Herausforderungen, sondern regeln auch die Anforderungen an die Quali-
fizierung von Sachverständigen und ihrer Gutachten beim Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts. Die
Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen gab der Diskussion um den „merkantilen Min-
derwert“ neuen Raum. Auf dem 6. Kölner Wertermittlertag der Reguvis Fachmedien erläuterten Experten
Details der neuen Regelungen und diskutierten mit den Teilnehmern die Auswirkungen auf die Praxis.

Die neue ImmoWertV 2021
und ihre Bedeutung für die
Wertermittlerpraxis

„Die noch geltende ImmoWertV
2010 beschränkte sich auf elemen-
tare Grundsätze der Verkehrswert-
ermittlung. Detaillierte Regelungen
zur Bodenrichtwertermittlung und
den einzelnen Wertermittlungsver-
fahren erfolgten in Einzelrichtlinien.
Die neue ImmoWertV 2021 führte
nicht nur die bisherigen Richtlinien
zusammen, sondern schuf ein um-
fassenderes Regelwerk“, führte Dr.
Daniela Schaper, ö.b.u.v. Sachver-
ständige für Immobilienbewertung,
aus. Während die ImmoWertV 2021
am 1.1.2022 in Kraft träte, stünde
die finale Ausgabe der ImmoWertA
mit den Anwendungshinweisen
noch aus. Die Fertigstellung sei für
die erste Jahreshälfte 2022 geplant.
Auch die Überarbeitung der Nor-
malherstellungskosten (NHK) 2010
stehe noch aus und müsse spätes-
tens bis zum 31.12.2024 erfolgen.

Mit der ImmoWertV 2021 ziele der
Gesetzgeber auf eine höhere Verbind-
lichkeit ab. Der Grundsatz der Mo-
dellkonformität sei explizit in der
Verordnung verankert und die Modell-
ansätze für die Ermittlung der sons-
tigen für die Wertermittlung erforderli-
chen Daten verbindlich vorgegeben.
Der Gesetzgeber habe den Gutachter-
ausschüssen aufgegeben, ihre Modelle
und Modellparameter präzise zu be-
schreiben. Dazu gehöre auch die klare
Formulierung der berücksichtigten all-
gemeinen Grundstücksmerkmale. Die

Anforderungen an die Transparenz der
Datenermittlung und Ableitung seitens
der Gutachterausschüsse erweiterten sich
damit. Schaper bemängelte hier die feh-
lende Regelung der Referenzkonformität.

Bei der Wahl des Wertermittlungsver-
fahrens bestehe für den Sachverstän-
digen neben der Heranziehung der
normierten Verfahren mit § 6 Immo-
WertV 2021 eine Exit-Klausel mit der
Möglichkeit, auch andere Verfahren
anzuwenden, sofern er dies im Einzel-
fall begründen könne. Alle Daten, die
Verwendung in der Wertermittlung
fänden, seien gem. § 9 ImmoWertV
2021 im Hinblick auf Eignung, Aktua-
lität, Repräsentativität und die sachge-
rechte Anpassungsfähigkeit entspre-
chend der Modellbeschreibung zu
überprüfen. Um die Vergleichbarkeit
von Bodenrichtwerten zu vereinheitli-
chen, seien ausgebaute oder ausbau-
fähige Dachgeschosse nur noch mit
75 % ihrer Fläche auf die wertrelevan-
te Geschoßflächenzahl (WGFZ) anzu-
rechnen, gar keine Berücksichtigung
mehr fänden Kellergeschosse, wenn
Aufenthaltsräume vorhanden oder
möglich seien. Problematisch gestalte
sich diese Regelung z.B. bei hochwer-
tigen Verkaufsflächen im Unterge-
schoss in innerstädtischen Einzelhan-
delslagen. Allerdings schreibe § 16
Abs. 4 ImmoWertV 2021 vor, die
WGFZ zu ermitteln, wenn „ein gegen-
über den planungsrechtlichen Zuläs-
sigkeitsvorschriften abweichend be-
stimmtes Maß wertbeeinflussend“ sei.

„Meiner Einschätzung nach werden
wir erst in einigen Jahren die gesam-
ten Auswirkungen der ImmoWertV

2021 sehen. Denn es dürfte geraume
Zeit dauern, bis Gutachterausschüsse
verordnungskonforme Daten flächen-
deckend bereitstellen können“, stellte
Schaper fest. Somit müssten Wert-
ermittler auch weiterhin die regiona-
len Modelle und Besonderheiten be-
achten. Für Sachverständige bestünde
zwar die Möglichkeit, aus dem Gerüst
der ImmoWertV auszubrechen, aller-
dings stellten Gerichte im Zweifel auf
die Regelwerke des Gesetzgebers als
„Stand der Technik“ ab. Zudem böten
Abweichungen eine offene Flanke für
die Verteidigung von Gutachten. Den-
noch empfahl Schaper Sachverständi-
gen, dort wo es notwendig sei, mit ei-
ner entsprechenden Begründung die
sachgerechte Vorgehensweise für eine
marktnahe Bewertung zu wählen.

Erbbaurechte – Schwache
Datenlage, belastbarer
Verkehrswert

„Das Erbbaurecht wird in der Regel
über eine feste Laufzeit geschlossen.
Zwischen Erbbaurechtsnehmer und
Erbbaurechtsgeber besteht für die
Laufzeit des Erbbaurechts in der Regel
ein Zahlungsfluss, der Erbbauzins“,
berichtete Albert M. Seitz, ö.b.u.v.
Sachverständiger für Immobilienbe-
wertung. Im Zusammenhang mit der
Bewertung von Erbbaurechten existier-
ten bisher verschiedene Erbbauzins-
begriffe. „Die ImmoWertV 2021 ver-
wendet nun den Begriff angemessener
Erbbauzins(satz)“, so Seitz. Bei dem
vertraglich und gesetzlich erzielbaren
Erbbauzins handele es sich um den Erb-
bauzins, der basierend auf den vertrag-
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lichen Vereinbarungen und gesetzlichen
Beschränkungen höchstmöglich erziel-
bar sei. Die Praxis zeige, dass Abwei-
chungen zwischen tatsächlichem Erb-
bauzins und vertraglich und gesetzlich
erzielbarem Erbbauzins sowohl in die
eine als auch in die andere Richtung
nicht unüblich seien. Dessen Ermittlung
sei daher in Abhängigkeit von den ver-
traglichen Vereinbarungen oftmals mit
einem großen Zeitaufwand verbunden,
da sich Vereinbarungen zur Anpassung
des Erbbauzinses (Wertsicherungsklau-
seln) bedingt durch die lange Laufzeit
des Erbbaurechts auf veraltete, nicht
mehr veröffentlichte Datensätze bezö-
gen. Gleiches gelte für die durch Recht-
sprechung formulierten Reglementie-
rungen zur Höhe des Erbbauzinses.

In Zeiten der Niedrigzinsphase lägen
die historischen Erbbauzinssätze mit
einer Spanne von 4 bis 5 % über den
Kapitalmarktzinssätzen. Wie also rea-
giert der Markt? Dieser Frage sei er
im März/April 2021 mittels einer Um-
frage nachgegangen, an der sich
17 Gutachterausschüsse in Hessen,
31 Kommunen und zwölf Kirchen-
gemeinden beteiligt hätten. Während
die Bodenwerte zwischen 1962 und
2019 um das 25-Fache pro Jahr ge-
stiegen seien, habe der Verbraucher-
preisindex lediglich um das 4,2-Fache
zugelegt. Die meisten kommunalen
Erbbaurechtsgeber (13) hätten einen
Erbbauzins von 4 % im individuellen
Wohnungsbau und im Geschosswoh-
nungsbau angegeben. Die kirchlichen
Erbbaurechtsgeber tendierten mehr-
heitlich für 4 % im individuellen
Wohnungsbau und für 4 bzw. 5 %
im Geschosswohnungsbau. In man-
chen Städten hätten kommunale Erb-
baurechtsgeber die Niedrigzinsphase
durch die Einräumung temporärer
schuldrechtlicher Reduzierungen be-
rücksichtigt. Andere hätten angege-
ben, ihre Vergaberichtlinien zu über-
denken. Tatsächliche Absenkungen
wie in Hamburg seien selten.

Bei der Verkehrswertermittlung im
Zusammenhang mit Erbbaurechten
bestünden verschiedene Bewertungs-
verfahren und -modelle in der Sach-
verständigentätigkeit, unter anderem
die finanzmathematische Methode
nach WertR06, das Vergleichswertver-
fahren nach WertR06, das Münchner
Modell in Anlehnung an BelWertV
und das Ertragswert-/Sachwertverfah-
ren nach Kröll/Hausmann/Rolf. Bei al-
len Verfahren spiele der Einfluss des

Erbbauzins eine große Rolle. Bei der
finanzmathematischen Methode er-
weise sich die Marktanpassung mittels
Erbbaurechtfaktor als Knackpunkt in
der Wertermittlung. Ein Fehler in der
Berechnung des vertraglich und ge-
setzlich erzielbaren Erbbauzinses auf
den Bodenwertanteil des Erbbau-
rechts schlage unmittelbar mit dem
Faktor des jeweiligen Barwertfaktors
für die Kapitalisierung durch. Beim
unmittelbaren Vergleichswertverfah-
ren nach WertR06 wirke sich die
Höhe des vertraglich und gesetzlich
erzielbaren Erbbauzinses bereits bei
der Auswahl der Kaufpreise aus. Auch
bei der Wertermittlung nach dem
Münchner Modell sowie dem Ertrags-
wert- bzw. Sachwertverfahren nach
Kröll/Hausmann/Rolf wirke er sich un-
mittelbar mit dem Faktor des jeweili-
gen Barwertfaktors für die Kapitalisie-
rung aus. In Abhängigkeit von der
Höhe der Marktanpassung könne der
Werteinfluss verstärkt oder abge-
schwächt werden.

In den neuen Regelwerken Immo-
WertV 2021 und ImmoWertA seien
die Wertermittlung von Erbbaurecht
und Erbbaugrundstück in den
§§ 48–52 geregelt. Die Neuerungen
umfassten begriffliche Veränderun-
gen, Klarstellungen, Präzisierungen
und Ergänzungen bzw. Änderungen.
So spreche die Verordnung nicht
mehr vom angemessenen Verzin-
sungsbetrag des Bodenwerts des un-
belasteten Grundstücks, sondern vom
angemessenen Erbbauzins. Beide Be-
träge könnten, müssten aber nicht
übereinstimmen. Statt vertraglich und
gesetzlich erzielbarer Erbbauzins hei-
ße es künftig erzielbarer Erbbauzins.
In der finanzmathematischen Metho-
de biete § 9 Abs. 3 ImmoWertV 2021
beim objektspezifisch angepassten
Erbbaurechtsfaktor eine Öffnungs-
klausel. Stünden keine geeigneten
sonstigen für die Wertermittlung er-
forderlichen Daten zur Verfügung,
könnten sie oder die entsprechenden
Werteinflüsse auch sachverständig
geschätzt werden. Die Grundlagen
der Schätzung seien zu dokumentie-
ren. Die Begriffe „Bodenwertanteil“
und „Gebäudewertanteil“ entfielen.
Der jeweiligen Kapitalisierung und
Abzinsung seien geeignete Zinssätze
und Barwertfaktoren zugrunde zu le-
gen. Der Grundsatz der Modellkon-
formität könne übergangsweise eine
modifizierte Anwendung in der Wert-
ermittlung erfordern.

Der merkantile Minderwert

„Merkantile Wertminderung ist ein
völlig überschätztes Phänomen“,
stellte Prof. Wolfgang Kleiber,
Lead Partner Valeuro Kleiber und
Partner Grundstückssachverständi-
gengesellschaft, fest. Allgemeine auf
Dauer bestehende lagebedingte
Wertminderungen von Grundstü-
cken in einem Wasserschutz- und
Überschwemmungsgebiet, Vorrang-,
Vorbehalts-, Eignungs- und Heilquel-
lengebiet, die nicht in einem Zusam-
menhang mit einem behobenen
Schaden stünden, könnten begriff-
lich nicht mit einem „merkantilen
Minderwert“ belegt werden. Auch
wertmindernde Lasten und Be-
schränkungen gehörten nicht unter
dem Begriff des „merkantilen Min-
derwerts“ subsumiert. Es handle sich
vielmehr um wertbeeinflussende
Grundstücksmerkmale, die wie an-
dere rechtliche Gegebenheiten auch
allenfalls als „besondere objektspezi-
fische Grundstücksmerkmale“ zu
qualifizieren seien. „Der merkantile
Minderwert ist in Deutschland ein ju-
ristisches Axiom. Anderen Ländern
wie den Niederlanden, Großbritan-
nien, Spanien, Portugal und Finnland
ist der merkantile Minderwert
fremd“, so Prof. Kleiber. Unter ei-
nem merkantilen Minderwert (im en-
geren Sinne) verstehe die Rechtspre-
chung die Wertminderung einer
Sache, die ihr im gewöhnlichen
Geschäftsverkehr aufgrund eines
aufgetretenen, aber inzwischen in
technisch einwandfreier Weise voll-
ständig behobenen Mangels in der
allgemein verbliebenen Befürchtung
beigemessen werde, dass er neben
verborgen gebliebenen Schäden
oder Folgeschäden trotz unbegrün-
detem Verdachts wieder auftreten
könnte, auch wenn diese Befürch-
tung tatsächlich unbegründet sei.
Der BGH habe den merkantilen Min-
derwert wiederholt auch als eine im
Marktgeschehen sich abbildende
„psychologische Größe“ und als Ver-
trauensschaden bezeichnet. Als wei-
tere Voraussetzung müsse der Scha-
den erheblich sein. Bagatellfälle
würden in der Rechtsprechung aus-
geschlossen. In der Verkehrswert-
ermittlung müsse ein merkantiler
Minderwert jedoch auch dann Be-
rücksichtigung finden, wenn der auf-
getretene Mangel am Wertermitt-
lungsstichtag (noch) nicht oder nur
teilweise in (technisch) einwandfreier
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Weise behoben worden sei. Der
merkantile Minderwert sei von der
Art und dem Umfang des Schadens
sowie dem Risiko und der Wahr-
scheinlichkeit eines Wiederauflebens
des Schadens abhängig. Ausgehend
vom Zeitpunkt der Schadensbehe-
bung schwinde der merkantile Min-
derwert mit der Zeit, in der sich die
technisch einwandfreie Schadens-
behebung auch als beständig erwie-
sen habe. Ein merkantiler Minder-
wert könne nicht eigenständig
gehandelt und als solcher nicht los-
gelöst vom Grundstück ermittelt
werden. Im Kern gehe es um eine
den Verkehrswert mindernde Eigen-
schaft, also um eine „merkantile
Wertminderung“. Wertermittler sei-
en gut beraten, zur Ermittlung der
Schadensbeseitigungs- und Folge-
kosten, des Risikos und der Eintritts-
wahrscheinlichkeit auch im Sinne des
Kompetenzeinhaltungsgebots ent-
sprechende Spezialisten hinzuzuzie-
hen.

Nur Mut! – Die Freiheiten
des Sachverständigen

„Trotz Pflicht zur Modellkonformität
genießen Gutachter sachverständige
Freiheiten, insbesondere wenn keine
für die Wertermittlung geeignete
Daten zur Verfügung stehen“, er-
läuterte Ullrich Werling, zertifizier-
ter Immobiliengutachter CIS Hyp-
Zert und Partner bei Werling +
Schleef Immobiliensachverständige.
Er forderte die Sachverständigen zu
mehr Mut auf. So stelle sich bei ei-
nem Ferienhaus die Frage, ob es
sich um ein Renditeobjekt oder
selbstgenutztes (Wohn-)Eigentum
handle und ob es gewerblich oder
wohnungswirtschaftlich betrieben
werde. Anhand eines Beispiels zeig-
te Werling auf, dass gegenüber ei-
nem über den Vergleichswert ermit-
telten Verkehrs-/Marktwert von
350.000 E der Beleihungswert unter
Berücksichtigung aller Vorschriften
einer vorsichtigen Bank lediglich
120.000 E betragen könne. Er emp-
fahl, sich nicht von der Sprachver-
wendung der BelWertV verwirren
zu lassen und sich die Immobilie ge-
nau anzusehen. Die Verfahrenswahl
in der Beleihungswertermittlung
hänge bei einem Ferienhaus oder ei-
ner Ferienwohnung von der Eig-
nung zur Eigennutzung und der
dauerhaften Nachfrage von Eigen-

nutzern ab. Es komme dagegen
nicht darauf an, wie die Immobilie
zum Wertermittlungsstichtag ge-
nutzt werde. Der Sachverständige
sei daher gefordert, die Kriterien der
BelWertV zur Verfahrenswahl selbst
zu prüfen.

Als weiteren Problemfall ging Werlin
auf Micro- und Studentenapart-
ments ein. Es handle sich zwar um
eine Form der Wohnnutzung, aller-
dings seien in den Mieten i.d.R. alle
Betriebskosten enthalten, Brutto-
Mieten daher marktüblich. Zudem
würden die Mieten pro Objekt und
nicht nach Quadratmetern aus-
gewiesen. Angaben zu ortsüblich er-
zielbaren Erträgen bezögen sich da-
her auch auf derartige Mieten. Ein
im Hinblick auf die Modellkonfor-
mität erfolgender Umweg über eine
Quadratmeter-Netto-Kaltmiete sei
daher überflüssig und nicht markt-
gerecht. Es gebe genügend Ver-
gleichs-Brutto-Mieten und auch § 11
Abs. 1 BelWertV biete die Möglich-
keit, nicht durch Umlagen gedeckte
Betriebskosten bei der Ermittlung
des Reinertrags anzusetzen. Für eine
25 m2 große Wohnung könne im
Mittel von Bewirtschaftungskosten in
Höhe von rd. 2.000 E p.a. ausgegan-
gen werden. BWK-Anteile am Roh-
ertrag von über 30 % seien nicht
ungewöhnlich. In zwei weiteren Bei-
spielen ging Werling auf die Beson-
derheiten von mehreren Eigentums-
wohnungen eines Eigentümers in
einem Objekt und von Villengrund-
stücken mit Personalwohnungen ein.

Möglichkeiten und Grenzen
von Sekundärdaten im Rah-
men der Wertermittlung

„Ohne Daten lassen sich keine Im-
mobilienwerte ermitteln. Je höher
die Zahl der Immobilientransaktionen
ausfällt, umso besser gestaltet sich
die Datengrundlage“, sagte Prof. Dr.
Werner Pauen von der International
School of Management (ISM). Die
Digitalisierung treibe die Daten-
gewinnung und deren Auswertung.
Deutschland hinke im Bereich Digita-
lisierung allerdings anderen Ländern
hinterher. Statistische Analyseverfah-
ren könnten ebenso wie automati-
sierte Verfahren Orientierungsgrößen
bieten, aber nicht die Einzelfall-
betrachtung einer Verkehrswert-
ermittlung ersetzen. Die Wertermitt-

lungsbranche verfüge bereits über
einen sehr hohen Erkenntnisstand
über einzelne Zusammenhänge. Die-
se gelte es jedoch besser zu koor-
dinieren und den Methodenwerk-
zeugkasten zu standardisieren. Dabei
seien Scheingenauigkeiten anhand
komplexer Funktionszusammenhän-
ge zu vermeiden. Für Grundstücks-
arten mit geringen Transaktionszah-
len empfahl Prof. Pauen die
Schaffung übergreifender Daten-
Pools. Zudem bedürfe es einer ver-
stärkten interdisziplinären For-
schung.

Aktuelles aus Rechtsprechung,
Finanzverwaltung und Gesetz-
gebung

„Bei der steuerlichen Bedarfsbe-
wertung von Immobilien wenden die
Behörden eine weitgehend automati-
onsgestützte Bewertung an“ berich-
tete Wilfried Mannek, Regierungs-
direktor im Ministerium der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen. Sie
komme bei der Erbschafts-, Schen-
kungs- und Grunderwerbssteuer zur
Anwendung. Die pauschalierte Be-
wertung nach dem Bewertungs-
gesetz erhöhe das Wertniveau der
Grundstücke und führe zu einer ge-
wissen Streubreite der Ergebnisse. Im
Rahmen der Öffnungsklausel bestehe
für den Steuerpflichtigen die Mög-
lichkeit, durch ein Sachverständigen-
gutachten den niedrigeren gemeinen
Wert nachzuweisen. Dabei gelte es
für Sachverständige, mit Steuerbera-
tern zusammenzuarbeiten. In der Be-
darfsbewertung kämen je nach
Grundstücksart das Vergleichswert-,
Ertragswert- oder Sachwertverfahren
zum Einsatz.

Innerhalb des Ertragswertverfahrens
spielten die Liegenschaftszinssätze ei-
ne große Rolle. § 188 BewG regle,
dass dabei die von den jeweiligen
Gutachterausschüssen ermittelten
örtlichen Liegenschaftszinssätze an-
zuwenden seien. Stünden keine ge-
eigneten Liegenschaftszinssätze zur
Verfügung, gälten die in § 188
BewG aufgeführten Sätze. Das BFH
habe in seinem Urteil vom 18.9.2019
(II R 13/16) Liegenschaftszinssätze für
die Bewertung von Grundstücken für
Zwecke der Erbschaftssteuer als ge-
eignet definiert, wenn sie bestimmte
Voraussetzungen erfüllten. Sie müss-
ten für den Zeitraum berechnet sein,
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der den Bewertungsstichtag umfasse.
Auf den Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung oder der Veröffentlichung
durch den Gutachterausschuss kom-
me es dagegen für die zeitliche An-
wendung nicht an. „Das Urteil steht
im Widerspruch zur aktuellen Ver-
waltungsauffassung, die jedoch auch
ihrerseits Anlass zu Fragen gibt“,
sagte Mannek. Das Urteil des BFH
führe dazu, dass bei einem konkre-
ten Bewertungsstichtag zwei ver-
schiedene Grundstücksmarktberichte
anzuwenden seien. Dies dürfte dem
Steuerpflichtigen in der Praxis nur mit
erheblichem Diskussionsaufwand zu
erläutern sein und sei im Ergebnis
unbefriedigend. „Um dies zu vermei-
den, begrüße ich eine gesetzliche
Änderung. Ziel der gesetzlichen
Regelung soll sein, dass – unabhän-
gig vom Tag der Bearbeitung im Fi-
nanzamt – stets derselbe Grund-
stücksmarktbericht anzuwenden ist“,
so Mannek. Die Finanzverwaltung
habe auf das Urteil am 23.9.2020
mit einem Nichtanwendungserlass
regiert, sodass das Urteil über den
entschiedenen Einzelfall hinaus nicht
anzuwenden sei. Im Vorgriff auf
eine mögliche gesetzliche Neure-
gelung sei R B 188 Abs. 3 Satz 2
ErbStR 2019 dahingehend auszule-
gen, dass die Liegenschaftszinssätze
anzuwenden seien, die von den
Gutachterausschüssen für den letz-
ten Auswertungszeitraum abgeleitet
würden, der vor dem Kalenderjahr
ende, in dem der Bewertungsstichtag
liege. Mit dem Grundsteuerreform-
Umsetzungsgesetz vom 16.7.2021
sei diese Regelung vom Gesetzgeber
aufgegriffen und in § 188 Abs. 2
Satz 1 für die Liegenschaftszinssätze
und in § 191 Abs. 1 für die Sach-
wertfaktoren entsprechend geregelt
worden.

Unterschiedliche Auffassungen zwi-
schen BFH und Finanzverwaltung
gäbe es auch im Hinblick auf die not-
wendige Qualifikation von Sachver-
ständigen zur Feststellung des nied-
rigeren gemeinen Werts. Während
die Finanzverwaltung auf den Grund-
satz „Qualität vor formeller Qualifika-
tion“ setze, halte der BFH mit seinem
Urteil vom 5.12.2019 (II R 9/18) wei-
terhin an der formellen Qualifikation
fest. Das Gutachten müsse demnach
vom örtlich zuständigen Gutachter-

ausschuss oder einem ö.b.u.v. Sach-
verständigen für die Bewertung von
Grundstücken erstellt worden sein.
Ob das Gutachten den Nachweis
erbringe, unterliege der freien Be-
weiswürdigung des FA und des FG.
Der Nachweis sei erbracht, wenn
dem Gutachten ohne weitere Beweis-
erhebung gefolgt werden könne. Die
Finanzverwaltung wende das BFH-
Urteil in dieser engen Form nicht
an, sondern lasse auch mängelfreie
Gutachten von nach der DIN EN ISO/
IEC 17024 zertifizierten Sachverstän-
digen für die Bewertung von Grund-
stücken zu (Nichtanwendungserlass
vom 2.12.2020). Diese Sicht habe der
Gesetzgeber mit dem Grundsteuerre-
form-Umsetzungsgesetz in der Ände-
rung von § 198 GrStRefUG übernom-
men. Anerkannte Zertifizierungsstellen
seien unter www.dakks.de aufge-
führt. Zu ihnen gehöre u.a. die DIA
Consulting AG DIAZert sowie die Hyp-
Zert GmbH.

Die Grundsteuerreform 2022 stelle
die Gutachterausschüsse vor große
Herausforderungen, da § 247 BewG
festschreibe, dass die für die Bewer-
tung unbebauter Grundstücke not-
wendigen Bodenrichtwerte auf den
Hauptfeststellungszeitpunkt zu ermit-
teln, zu veröffentlichen und nach
amtlich vorgeschriebenem Datensatz
durch Datenfernübertragung an die
zuständigen Finanzbehörden zu über-
mitteln seien. Der Grundsteuerwert
unbebauter Grundstücke ermittle sich
durch Multiplikation ihrer Fläche mit
dem jeweiligen Bodenrichtwert. So-
weit in den §§ 243–262 sowie
den Anlagen 36–43 nichts anderes
bestimmt sei, würden Abweichungen
zwischen den Grundstücksmerkmalen
des Bodenrichtwertgrundstücks und
des zu bewertenden Grundstücks
mit Ausnahme unterschiedlicher Ent-
wicklungszustände und Arten der
Nutzung bei überlagernden Boden-
richtwertzonen nicht berücksichtigt.
„Mit dieser Formulierung wird deut-
lich, dass der Gesetzgeber eine weit-
gehend unkorrigierte Übernahme
des Bodenrichtwerts bei der Grund-
steuer anstrebt“, stellte Mannek fest.
Individuelle Besonderheiten blieben
unberücksichtigt. Der Gesetzgeber
habe damit von seiner weitgehenden
Typisierungsbefugnis Gebrauch ge-
macht.
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Gabriele Bobka

60 Jahre Frankfurter Gutachter-
ausschuss
Mit den von den Gutachterausschüssen geführten Kaufpreissammlungen verfügt Deutschland im Prinzip
über eine breite Datenbasis zur Abbildung der Immobilienmärkte. Die Aufgaben und Anforderungen an
die Gutachterausschüsse haben sich in den vergangenen Jahrzehnten verändert, wie die virtuelle „Geburts-
tagsfeier“ zum 60-jährigen Bestehen des Gutachterausschusses für den Bereich der Stadt Frankfurt am Main
verdeutlichte. Immobilienbewerter benötigen Marktdaten, die aktuell, vergleichbar, nachvollziehbar, voll-
ständig und kostenfrei sind – Herausforderungen, die mehr qualifiziertes Personal, einheitliche Standards
bei der Datenerhebung- und Auswertung und engere Kooperationen der Markakteure erfordern.

„1885 bis 1959 wurden die Kauffälle
noch von der Preisprüfungsbehörde
in Buchform und Kaufpreiskarten ge-
führt. 1960 bis 1972 übernahm dann
der Gutachterausschuss die Aufgabe
und wechselte zu Randloch- und
Kaufpreiskarten. Der Einsatz von EDV-
Anwendungen erfolgte erst ab
1973“, ließ Michael Debus, Leiter
der Geschäftsstelle beim Gutachter-
ausschuss Frankfurt am Main, die
Arbeitstechniken der vergangenen
Jahrzehnte Revue passieren. „Ver-
änderungen zeichnen auch den Weg
der Bodenrichtwertkarten. Wiesen
diese 1965 noch lagetypische Boden-
richtwerte aus, folgten seit 1976 zo-
nale Bodenrichtwerte, die ab 2020
flächendeckend, also auch für Ge-
meinbedarfsflächen, erhoben wur-
den. Nur für die Landebahnen des
Frankfurter Flughafen stehen diese
noch aus“, so Debus. Die Entwicklung
des Geldumsatzes zwischen 1984 und
2020 spiegle ein Auf und Ab, beein-
flusst insbesondere von der Entwick-
lung des Büroinvestmentmarktes. Im
Segment der Gewerbeimmobilien hin-
gen Anzahl und Umsatz der Trans-
aktionen stark von Großinvestitionen
ab. So betrage 2021 der Anteil der
Großtransaktionen an den Transaktio-
nen zwar nur 45,5 %, ihr Anteil am
Umsatz aber 93,9 %. Die Netto-An-
fangsrenditen für Mehrfamilienhäuser
und Büroimmobilien seien seit dem
Jahr 2000 kontinuierlich gesunken,
die absoluten Preise für Neubaueigen-
tumswohnungen dagegen zwischen
2010 und 2020 um 91 % auf
619.000 E gestiegen. Trotz weniger
starker Schwankungen in diesem Teil-
markt sei die Erwartung dauerhaft

steigender Preise risikobehaftet. Käu-
fer reagierten schon heute auf die
steigenden Preise mit einer Reduzie-
rung der Fläche. So liege die durch-
schnittliche Größe der Wohnungen
mit 71 m2 um 27 % niedriger als
noch 2010. Im Zuge der bundesweit
einheitlichen Besteuerungsgrundlage
für die Erbschafts- und Schenkungs-
steuer kämen auf die Gutachteraus-
schüsse höhere Anforderungen an die
Bodenrichtwertermittlung zu. Die neue
ImmoWertV und die ImmoWertA for-
derten eine bundesweite Harmonisie-
rung bei der Ermittlung der Boden-
richtwerte und anderer wertrelevanter
Daten. Notwendig sei die Erstellung ei-
nes Immobilienmarktberichts Deutsch-
land mit vollständigen Umsatzzahlen
und Preisangaben, der Aufbau einer
landesweit, ggf. bundesweit einheitli-
chen Kaufpreissammlung und der Aus-
bau der Kooperation mit Hochschulen,
IHK, Berufsverbänden und Zertifizie-
rungsstellen, auch im Hinblick auf die
Weiterbildung und Rekrutierung von
Mitarbeitern.

Der Frankfurter Stadtrat und Pla-
nungsdezernent Mike Josef hob die
Bedeutung des Gutachterausschusses
für die Abbildung des Frankfurter Immo-
bilienmarktes hervor. Wertvolle Hilfestel-
lung leiste der Gutachterausschuss auch
bei besonderen Bewertungsfällen wie
städtebaulichen Entwicklungsmaßnah-
men, PPP-Projekten und Infrastruktur-
projekten. Aktuell bewegten Frankfurt
die Themen Baulandbeschluss, Milieu-
schutz, öffentlich geförderter Woh-
nungsbau und die Baulandentwicklung.

„Ziel der Gutachterausschüsse ist die
Schaffung von Transparenz auf den

Immobilienmärkten. Diesem Ziel die-
nen auch die von den Gutachteraus-
schüssen veröffentlichten Immobilien-
marktberichte – vorausgesetzt diese
werden auch veröffentlicht“, stellte
Prof. Dr. Gerrit Leopoldsberger, Ge-
schäftsführender Gesellschafter der
Grundstückssachverständigengesell-
schaft Dr. Leopoldsberger + Partner,
fest. Laut einer Umfrage veröffentlich-
ten nur 67 % der Gutachterausschüs-
se jährlich, immerhin noch 17 % alle
zwei Jahre, einen Immobilienmarkt-
bericht. Sachverständige für Immobi-
lienbewertung benötigten als Markt-
beobachter Marktdaten, die aktuell,
vergleichbar, nachvollziehbar, vollstän-
dig und kostenfrei seien. Zudem seien
große Auswertungsbezirke und kaum
zu interpretierende Grafiken wenig
hilfreich. Das Angebot der Gutachter-
ausschüsse befriedige diese Nachfrage
aktuell nur bedingt.

„Die Baby-Boomer verabschieden
sich ab 2025 in den Ruhestand. Die
Gutachterausschüsse müssen sich
neu definieren, um nicht ebenfalls in
den Ruhestand verabschiedet zu
werden“, brachte Peter Ache, Leiter
des AK 6 „Immobilienwertermitt-
lung“ des DVW, die Anforderungen
auf den Punkt. Zur Schaffung von
Transparenz auf den Immobilien-
märkten bedürfe es neben Verkäu-
fen von Immobilien, Geldumsatz und
Preisen auch der Aufnahme des Ver-
mietungsmarktes und der Share
Deals. Die Gutachterausschüsse ver-
fügten über Datenbanken mit jähr-
lich insgesamt rd. 1 Mio. Datensät-
zen. Derzeit seien die Bundesländer
gem. § 199 BauGB für die Organisa-
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tion der Gutachterausschüsse zu-
ständig. Die Organisation inkl. der
Datenhaltung und -erfassung sei da-
durch sehr inhomogen, die Standar-
disierung gering. Das führe dazu,
dass die Grundstücksmarktberichte
eine zurückliegende Datenbasis offe-
rierten. So basiere der Grundstücks-
marktbericht 2021 des Arbeitskreises
der Oberen Gutachterausschüsse auf
Daten der Jahre 2009 bis 2020. In ei-
nem transparenten Grundstücksmarkt
müssten die Transaktionsdaten für je-
dermann offen zugänglich sein und
auch Daten zu Mieten, Pachten und
Share Deals umfassen. Die Analyse-
ergebnisse seien mit Methode, ver-
wendetem Datenmaterial und dem
Modell zu veröffentlichen. Da es sich
bei Immobilienkaufpreisdaten um
Geodaten handle, gelte es, diese un-
ter dem Dach der Geodatenzugangs-
gesetze des Bundes und der Länder zu
implementieren. „Die Bereitstellung
von Daten ist keine Einbahnstraße, da-
her sollten auch andere professionelle
Marktteilnehmer ihre Daten zur Ver-
fügung stellen“, so Ache. Gutachter-
ausschüsse seien eine sehr gute Sa-
che, allerdings müssten sie sich jetzt
neu erfinden. Die Digitalisierung kön-
ne helfen, Informationen zeitnah zur
Verfügung zu stellen und dadurch
schnelle Entscheidungen und Reaktio-
nen auf Veränderungen zu ermögli-
chen. Notwendig sei zudem die Schaf-
fung bundesweiter Standards für
einheitliche Daten und Märkte von
der Orts- bis zur Bundesebene.

Unterschiedliche Entwicklung
der Asset-Klassen

„Die Corona-Pandemie bremste
temporär das dynamische Wachstum
im deutschen Büromarkt. Der Flä-
chenumsatz sank 2020 gegenüber
dem Vorjahr um ca. 34 %, das
Transaktionsvolumen der Office-In-
vestments um 36 %. Nichtsdesto-
trotz lag der Anteil von Büros am In-
vestmentvolumen auch während der
Pandemie auf einem Niveau von
über 40 %“, berichtete Manuel
Westphal, Head of Valuation Ser-
vices bei BNP Paribas Real Estate
Consult. Im Hinblick auf die weitere
Entwicklung gehe er von einer kon-
tinuierlichen Erholung der Flächen-
umsätze bis 2023 und trotz Pre-Co-
rona-Bauprojekten nur von moderat

steigenden Leerstandsraten aus. Die-
se führten in Verbindung mit stei-
genden Grundstücks- und Baukosten
zu weiter steigenden Spitzen- und
Durchschnittsmieten. Entscheidender
Treiber der Büroflächennachfrage
bleibe, unabhängig von einzelnen
Trends, die wirtschaftliche Entwick-
lung (BIP). Büroinvestmentmärkte
stünden weiter im Fokus der Investo-
ren, allerdings sei eine noch stärkere
Konzentration auf zentrale Lagen
und Flächenqualitäten zu erwarten.

„Bis 2019 stieg die Attraktivität von
und damit das Interesse an Hotel-
investments kontinuierlich. Mit rd.
5 Mrd. E Investmentvolumen wurde
das zweitbeste jemals registrierte Re-
sultat erzielt“, sagte Westphal. Der
Hotelmarkt zähle zusammen mit dem
stationären Non-Food-Einzelhandel zu
den am härtesten von Corona getrof-
fen Bereichen. Mit Impffortschritt und
sich entspannender Corona-Lage habe
sich die Lage entspannt. Dennoch ha-
be die Krise zu Veränderungen ge-
führt. Viele neue Verträge enthielten
„Force Majeure“-Klauseln, um sich
gegen unvorhersehbare und unab-
wendbare Ereignisse abzusichern und
Hybridverträge gewännen gegenüber
Pachtverträgen ebenso an Bedeutung
wie die Bonität, Erfahrung und Größe
der Betreiber. Aufgrund der neuen
Vertragsgestaltungen würden Hote-
limmobilien im Anlagemarkt künftig
teilweise neu eingeordnet und fielen
wieder stärker in das Engagement von
Spezialinvestoren und -finanzierern.

„Die Asset-Klassen Wohnen, Logistik,
Healthcare und Alternatives profitie-
ren weiterhin von steigenden Produkt-
allokationen. Der Lagerflächenumsatz
in Europa lag im ersten Halbjahr 2021
ca. 44 %, in Deutschland mit 3,5 Mio.
m2 rd. 17 % über dem 5-Jahresdurch-
schnitt“, erläuterte Patrick Metzger,
Lead Director bei JLL. Der im Vergleich
zu Europa niedrigere Umsatz gründe
vor allem im Produktmangel und den
nur begrenzt verfügbaren Entwick-
lungsgrundstücken. Nachfragetreiber
seien der E-Commerce, aber auch die
infolge von Re- und Near-Shoring er-
höhte Lagerhaltung. Veränderte Tech-
nologie, Automatisierung und Robotik
veränderten das Gebäudedesign.
E-Commerce erhöhe die Nachfrage
nach unterschiedlichen Arten von Lo-
gistikimmobilien. Zukünftig bestehe

eine hohe Nachfrage nach großen
Abwicklungszentren, Paketumschlag-
zentren, mechanischen Verteilzentren,
Zustelldepots, kleinteiligen Paketzen-
tren, Anlagen für den Online-Lebens-
mittelhandel sowie Anlagen für den
Großartikelhandel. Urbane Logistik er-
höhe die Erwartungen an das Miet-
wachstum und führe zu neuen
Gebäudekonzeptionen, einschließlich
mehrstöckiger Gebäude in ausgewähl-
ten Großstädten. Striktere Vorgaben in
Ballungsräumen hinsichtlich der Verrin-
gerung von Kohlendioxidemissionen
und Verbesserung der Luftqualität for-
cierten weitere Veränderungen, darun-
ter hyperlokale Abwicklungszentren und
Lieferungen per Lastenfahrrad. Logistik-
immobilien hätten sich als institutionelle
Anlageklasse etabliert. Es sei von einem
beschleunigten Mietpreiswachstum von
rd. 4 % p.a. auszugehen. Erhöhter An-
lagedruck und veränderte Portfolioallo-
kationen stabilisierten die Spitzenrendi-
ten im Bereich von 3 %.

„Die Anlageklasse Einzelhandel ver-
liert dagegen an Attraktivität“, so
Metzger. In den Anlageportfolios
würden Einzelhandel und Hotels ver-
mehrt aussortiert. Allerdings gelte
es, die Einzelhandelstypen differen-
ziert zu betrachten. Tief greifende
strukturelle Veränderung des Einzel-
handelsbereichs könnten bisher nicht
vollständig abgeschätzt werden. Seit
Beginn der Corona-Pandemie seien
die Mieten zwischen 5 % und 25 %
gesunken. Spitzenmieten in High-
street-Lagen und in Fachmarktzentren
zeigten inzwischen jedoch Anzeichen
einer Stabilisierung. Einzelhandels-
immobilien blieben eine herausfor-
dernde Anlageklasse mit uneinheitli-
cher Investorennachfrage. Während
die Renditeanforderungen für Sekun-
därlagen oder Shoppingcenter deut-
lich stiegen, verteuerten sich Fach-
und Supermärkte sowie Highstreet-
Objekte auf Rekordniveau. Zu beob-
achten sei eine Konsolidierung und
Optimierung von Filialnetzen, das Auf-
kommen neuer Formate und Innova-
tionen sowie ein Trend zu flexibleren
Vertragsstrukturen. Insgesamt werde
künftig vermutlich weniger Fläche be-
nötigt. Die Flächennachfrage von Ein-
zelhändlern verlagere sich auf erleb-
nisorientierte Einkaufsmöglichkeiten
und bequem erreichbare Einzelhan-
delslagen.
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Logistikimmobilien im Aufwind
Die Logistikbranche boomt, Investoren holen die Asset-Klasse aus ihrem Nischendasein und das Transakti-
onsvolumen lässt die Segmente Einzelhandel und Hotels hinter sich. Die Corona-Pandemie offenbarte die
Schattenseiten der Globalisierung und die Systemrelevanz der Branche. Verbraucher fordern volle Regale
und die Lieferung bestellter Ware möglichst noch am gleichen Tag und ohne Lieferkosten. Beim Bau neu-
er Logistikzentren und höherem Lieferverkehr zeigen Anwohner jedoch häufig ein ähnlich gespaltenes
Verhalten wie beim Bau dringend benötigter Wohnungen: Neubau sehr gerne, aber nicht in meiner
Nachbarschaft. Zudem steigt insbesondere in den Ballungszentren die Flächenkonkurrenz der verschiede-
nen Nutzungen. Wie Investoren, Projektentwickler, Logistiker und Wirtschaftsförderer diese Hürden meis-
tern und welche Trends sich in der Branche abzeichnen, zeigte der 10. Deutsche Logistikimmobilien-Kon-
gress von Heuer Dialog.

„Der Wirtschaftsbereich Logistik
wird wie alle anderen von Nachhal-
tigkeit, Digitalisierung, Arbeitsumfeld
und Globalisierung mit all ihren Risi-
ken und Chancen getrieben“, stellte
Prof. Dr. Christian Kille vom Institut
für angewandte Logistik an der
Hochschule Würzburg-Schweinfurt
fest. Infolge der Corona-Pandemie
und aufgrund explodierender Fracht-
kosten vollziehe sich derzeit eine Re-
gionalisierung der Globalisierung.
Der „Amazon-Effekt“ führe zu einer
Dezentralisierung in zahlreiche Logis-
tikketten, künftig passiere mehr Lo-
gistik vor Ort. Damit rückten auch
Lagerhäuser näher an die Städte.
Trotz ihrer zentralen Rolle bei der
Versorgung von Bevölkerung, Pro-
duktion und Handel bestünden nach
wie vor Vorbehalte gegen Ansied-
lungsvorhaben aus dem Logistik-
bereich. Häufig träten die Potenziale
einer Logistikansiedlung in den Hin-
tergrund. „Bei Ansiedlungen und
Projektentwicklungen sei es ent-
scheidend, sich um die Gegebenhei-
ten vor Ort zu kümmern“, so Prof.
Kille. Neben der Realisierung konkre-
ter Konzepte in den Bereichen Ver-
kehr und Nachhaltigkeit gelte es, die
Bevölkerung einzubinden, für eine
architektonische Integration der Lo-
gistikimmobilie in die Landschaft zu
sorgen und auf die Drittverwen-
dungsfähigkeit der Immobilie zu ach-
ten. Der Einfluss künftiger Nutzer auf
ein Ansiedlungsprojekt stelle Ent-
wickler im Bereich Logistik vor He-
rausforderungen, da je nach Logis-
tikprojekt der schlussendliche Nutzer
der Immobilie nicht von Beginn an
feststehe.

Logistikimmobilienmarkt
Deutschland

„Die Nachfrage nach Lager- und Lo-
gistikflächen steigt seit Jahren. Mit
einem Flächenumsatz von knapp
3,6 Mio. m2 wurde im ersten Halb-
jahr 2021 ein neuer Rekordwert
aufgestellt“, führte Christopher
Raabe, Managing Director und
Head of Logistics & Industrial bei
BNP Paribas Real Estate, aus. Der
deutsche Logistikmarkt zeichne sich
durch eine zentrale Lage in Europa,
leistungsfähige Häfen und eine gut
ausgebaute Infrastruktur, einen gro-
ßen Absatzmarkt, gut ausgebildete
Fachkräfte, einen starken industriel-
len Sektor und ein sicheres Investiti-
onsumfeld aus. Die Logistikbranche
habe die Corona-Krise besser ver-
kraftet als die meisten anderen
Wirtschaftsbereiche und profitiere
langfristig von strukturellen Anpas-
sungsprozessen, wie die weiter ra-
sant wachsende Bedeutung des
E-Commerce und der City-Logistik
sowie neuen Anforderungen an
Produktionsunternehmen. Die gro-
ßen Logistikregionen Berlin, Düssel-
dorf, Frankfurt, Hamburg, Köln,
Leipzig, München, Stuttgart hätten
mit gut 1,58 Mio. m2 das Vorjahres-
ergebnis um 58 % übertroffen.
Auch außerhalb der Top-Standorte
habe der Umsatz zugelegt, wenn
auch mit knapp 17 % etwas mode-
rater. Besonders stark von der an-
ziehenden Nachfrage hätten die Re-
gionen in der zweiten Reihe
profitiert, die mit 869.000 m2 ihren
Umsatz binnen Jahresfrist verdop-
pelt hätten. Probleme bereite die

mangelnde Produktverfügbarkeit in
attraktiven Lagen. Hinzukomme ei-
ne Zunahme der Nutzungskonkur-
renz. Dies führe zu steigenden Bo-
denpreisen, insbesondere in den
Big-7-Städten. Wesentliche Treiber
der starken Nachfrage seien der
weiterwachsende E-Commerce, die
positive Entwicklung des Lebensmit-
telhandels, der Übergang vom Prin-
zip Just-in-Time zu Just-in-Case so-
wie die spürbar an Bedeutung
gewinnende Last-Mile-Logistik. „Da
die Logistikmärkte kaum negative
Auswirkungen der Corona-Pande-
mie gespürt haben, überrascht es
nicht, dass die Mietpreise tenden-
ziell steigen. Den stärksten Anstieg
verzeichnete Köln mit knapp 4 %
auf aktuell 5,80 E/m2, gefolgt von
München mit knapp 3 % auf
7,20 E/m2“, so Raabe. Eine ver-
gleichbare Entwicklung sei auch bei
den Durchschnittsmieten zu beob-
achten gewesen. Auch auf dem In-
vestmentmarkt setze sich die Er-
folgs-Story von Logistikimmobilien
fort. Mit 4,23 Mrd. E hätten sie ei-
nen Anteil von 18 % am Transakti-
onsvolumen erzielt, was dem zweit-
besten Wert aller Zeiten entspreche.
Die Renditen näherten sich denen
im Office-Segment.

Panel Asset-Klasse Logistik:
Das neue Gold im Depot

„Der Logistik-Boom ist nur zum Teil
Pandemie-bedingt. Die Asset-Klasse
profitierte deutlich vom Schwächeln
anderer Segmente“, sagte Maria
Teresa Dreo-Tempsch, Vorstand
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der Berlin Hyp, in einem Panel. „Der
Flächenmangel wirkt sich positiv für
die Eigentümer aus, die sich inzwi-
schen nicht mehr auf fertiggestellte
Objekte konzentrieren, sondern frü-
her in die Wertschöpfungskette ein-
steigen“, berichtete Robert Schnei-
der, Managing Director der Barings
Real Estate. Dr. Gerhard Molt,
Partner und Head of Real Estate
Germany bei Eversheds Sutherland,
wies auf die in Deutschland beste-
hende Schriftformklausel bei Immo-
bilientransaktionen hin, die sich bei
noch nicht bestehenden Produkten
als schwierig gestalte. „Niemand
weiß schon heute, welche Ferti-
gungstiefe in der Industrie in 30 Jah-
ren vorherrscht. Daher muss die
Drittverwendungsfähigkeit genau
geprüft werden, auch wenn das zu-
sätzliche Kosten verursacht“, stellte
Johannes Nöldeke, Geschäftsfüh-
rer der Bright Industrial Investment,
fest. „Bei der Finanzierung von
Logistikimmobilien spielen deren
Nachhaltigkeit neben der Lage eine
große Rolle“, so Dreo-Tempsch. Bei
der Berlin Hyp gebe es basierend
auf der gesetzlichen Regulatorik kla-
re Richtlinien für die Nachhaltigkeit
des Portfolios. „Nur 1 % der Hallen,
die heute fertiggestellt werden, ver-
zichten komplett auf fossile Energie.
Heute gebaute Hallen stehen aber
in 30 bis 40 Jahren immer noch. Die
Technik für CO2-neutrales Bauen ist
vorhanden, kostet aber mehr Geld“,
gab Nöldeke zu bedenken. Eigentü-
mer zeigten vielleicht Interesse an
der Übernahme der Mehrkosten,
Entwickler orientierten sich jedoch
an der erzielbaren Rendite. „Das
Umdenken hat bereits begonnen,
da der Markt Energieineffizienz zu-
nehmend weniger akzeptiert“, er-
widerte Felix Zilling, Geschäftsfüh-
rer der Deutschen Logistik Holding.
Das sei teilweise auch den höheren
Betriebskosten geschuldet, da Mie-
ter auch im Gewerbebereich mit
den Gesamtkosten rechneten, so
Molt. „Niedrige Betriebskosten wir-
ken sich auch positiv bei der Finan-
zierung aus, da mehr Mittel für die

Bedienung des Kredits übrigblei-
ben“, ergänzte Dreo-Tempsch.

ESG – Was treibt die Immobi-
lienbranche an?

„Die seit dem 10. März 2021 in allen
EU-Ländern unmittelbar geltende Of-
fenlegungsverordnung schreibt be-
stimmten Unternehmen des Finanz-
sektors vor, offenzulegen, inwieweit
ihre Produkte soziale und ökologi-
sche Kriterien sowie Standards guter
Unternehmensführung beachten“,
führte Dr. Nicole Braun, Head of
Sustainability der Catella Real Estate,
aus. Danach seien alle im Vertrieb
befindlichen Produkte danach zu
klassifizieren, ob es sich um Non-
ESG-Produkte (Art. 6), Produkte, die
ökologische und/oder soziale Merk-
male bewerben (Art. 8) oder Produk-
te, die mit ökologischen und/oder
sozialen Merkmalen eine nachhaltige
Investition anstreben und diese mit
konkreten Zielen verknüpfen, mes-
sen und nachverfolgen (Art. 9),
handle. Neben der gesetzlichen Re-
gulatorik stärke auch die steigende
Nachfrage von Investoren und Nut-
zern und die Furcht vor „Stranding
Assets“ mit der Folge sinkender
Ertragskraft und Marktwerten die
Bedeutung der Nachhaltigkeit. De-
tailliert ging Braun auf das Nachhal-
tigkeitskonzept des Unternehmens
ein. Nachhaltigkeit bei Logistikimmo-
bilien setze sich aus mehreren Fak-
toren zusammen, ergänzte ihre Kol-
legin Sandra Martel aus dem Asset
Management Logistics der Catella
Real Estate. Neben baulichen Maß-
nahmen mit nachhaltigen Materia-
lien nannte Braun die Einbindung
von Nachhaltigkeitsaspekten in der
Mietvertragsgestaltung (Green Lea-
ses), die Verbesserung des Nutzer-
umfelds, Transparenz in der Immobi-
lienverwaltung und ein nachhaltiges
Asset Management.

Nachhaltigkeit im Hallenbau

„Die Pandemie hat den E-Commer-
ce-Sektor stark beflügelt und er

wird perspektivisch weiterwachsen.
Die jahrelang praktizierte und per-
fektionierte Just-in-Sequence-Lo-
gistik hat in der Pandemie ihre
Grenze gefunden. Vor diesem Hin-
tergrund wird die Nachfrage nach
Lagerflächen insbesondere an der
letzten Meile steigen“, erläuterte
Mike Flörke, Niederlassungsleiter
und Hallen-Spezialist beim Bau- und
Dienstleistungsunternehmen Gold-
beck. Im Kampf gegen den Klima-
wandel spiele auch die Logistikim-
mobilie eine wichtige Rolle. Neue
Technologien und Anforderungen
der Gesellschaft sowie der Kunden
erhöhten die Komplexität bei der
Entwicklung von Logistikimmobilien.
Es gelte, den gesamten Lebens-
zyklus in den Blick zu nehmen, Res-
sourcen zu schonen und Ökologie,
Funktionalität und Wirtschaftlichkeit
optimal zu verbinden. Das bedeute,
neben dem Bau auch einen ener-
gieeffizienten Betrieb, alternative
Energiequellen und im Sinne von
„cradle-to-cradle“, sogar einen mö-
glichen Rückbau mit recyclingfähi-
gen Bauteilen in die Planung mitein-
zubeziehen. Künftig sei auch mehr
Kreativität in der Hallenarchitektur
gefragt, da Hallen immer auch Teil
einer Kulturlandschaft seien. In der
Gebäudeautomation von Logistikim-
mobilien stecke ein hohes Ein-
sparungs- und Wertschöpfungs-
potenzial. In Zukunft passten sich
Licht und Temperatur automatisch
den Umfeldbedingungen an, Ro-
boter fänden eigenständig ihren
Weg durch die Hochregallager und
alle Technologien kommunizierten
kontinuierlich mit der Cloud, um
Daten jederzeit einsehen, analysie-
ren und weiterverwerten zu kön-
nen. Bei den smarten Hallen biete
sich aktuell die Chance, zwei Mega-
trends schlau miteinander zu kom-
binieren: Digitalisierung und Nach-
haltigkeit.

Projektbeispiele und eine virtuelle
Besuchertour bei Amazon zeigten
die Vielfalt und Besonderheiten von
Logistikimmobilien auf.

....................................................................................................ANALYSEN UND STUDIEN

22 6/2021 • Der Immobilienbewerter



Gabriele Bobka

14. Deka-Immobiliensymposium
„Immobilien stehen weiterhin im Spannungsfeld zwischen niedrigen Zinsen, der Corona-Pandemie und
dem Thema Nachhaltigkeit“, führte Dr. Matthias Danne, stellvertretender Vorsitzender des Vorstands der
DekaBank, auf dem 14. Immobiliensymposium der DekaBank aus. Die weitere Entwicklung gestalte sich
unsicher. Das niedrige Zinsniveau katalysiere die Nachfrage und bestimme damit die Immobilienpreise.
Corona führe zu einer veränderten Differenzierung der Asset-Klassen. „Der Run auf die Segmente Woh-
nen und Logistik mit Renditen von nur noch 3 % stimmt mich angesichts der langen Lebensdauer von Im-
mobilien nachdenklich“, so Danne. Das Thema Nachhaltigkeit werde die Branche noch lange beschäfti-
gen, Performance kosten und zumindest temporär die Werte drücken.

„Die Weltwirtschaft ist durch die Co-
rona-Pandemie aus dem Tritt gera-
ten. Die schnelle globale Erholung der
Wirtschaft habe zu einer starken
Nachfrage nach Rohstoffen und Vor-
leistungsgütern geführt. Die Rückkehr
zur Produktionsnormalität gestaltet
sich jedoch aufgrund der Liefer- und
Transportengpässe schwieriger als ge-
dacht“, führte Dr. Ulrich Kater,
Chefvolkswirt der DekaBank, aus.
Hinzu kämen fehlende Container,
technische Ursachen und der Mangel
an Personal. Viele Unternehmen hät-
ten auf der Basis falscher Erwartun-
gen in der Hochzeit der Pandemie die
Produktion herunter- und die Läger
leergefahren. Die Lieferketten müss-
ten erst wieder ins Laufen kommen.
Logistische Engpässe im Welthandel
hätten für einen Preisauftrieb ge-
sorgt. Dennoch gehe der Auf-
schwung voran. „Wir rechnen in die-
sem Jahr im Euroland mit einem
BIP-Wachstum von 4,8 % und 2022
mit einem Plus von 3,9 %“, so Kater.
Die Liefer- und Transportengpässe
führten zur Steigerung der Verbrau-
cherpreise. Es handle sich jedoch um
zeitlich befristete stärkere Preisanstie-
ge. So habe die Normalisierung der
Energiepreise nach dem Einbruch
2020 zu hohen Zuwachsraten ge-
führt. „In Deutschland sorgen zudem
die zwischenzeitliche Mehrwertsteu-
ersenkung und die CO2-Steuer für In-
flationssprünge“, sagte Kater. Die
Notenbanken regierten trotz der ak-
tuell hohen Inflationsraten nach wie
vor entspannt. Die Aussagekraft der
Zahlen sei vor dem Hintergrund der
pandemiebedingten Verzerrungen in
der Konjunktur immer noch sehr be-
grenzt. Die tatsächlichen Nach-Coro-
na-Trends bei Wachstum und Inflati-

on würden erst nach 2022 sichtbar
werden. In Deutschland sei die Inflati-
onsrate perspektivisch deutlich höher
als die kurzfristigen Zinsen. Der reale
Zins bleibe langfristig niedrig, was die
Nachfrage nach Immobilien und in
der Folge die Preise weiter in die Hö-
he treibe.

„Aktuell wird das Homeoffice-Risiko
von den Investoren als relativ gering
eingeschätzt“, berichtete Prof. Dr.
Thomas Beyerle, Managing Director
der Catella Property Valuation, als Er-
gebnis einer Investorenbefragung.
Nur ein geringer Teil der Unterneh-
men plane die Reduzierung von Bü-
roflächen. Vielmehr gehe es um die
Etablierung neuer Bürokonzepte mit
dem Fokus auf Flexibilität und mehr
Raum für Austausch. Hybride Ar-
beitskonzepte stellten eine sinnvolle
Ergänzung dar. „Wir sehen eine zu-
nehmend divergierende Entwicklung
bei Büroobjekten, die maßgeblich
durch die zukünftige Entwicklung im
Bereich Homeoffice geprägt ist“,
sagte Prof. Beyerle. Die Nachfrage
nach Top-Objekten in den Bestlagen
mit hoher Flexibilität, guter Ausstat-
tung, Zertifizierungen und auf dem
neuesten Stand der Technik werde
wohl weiterhin sehr hoch bleiben
und ein adäquates Miet- und Kauf-
preiswachstum erfahren. Core+-Ob-
jekte mit bonitätsstarken Mietern
und langfristigen Mietverträgen blie-
ben auch abseits der Top-Lagen ge-
fragt. Die Risiken nähmen aber zu
und die für Investmententscheidun-
gen ausschlaggebenden Lage- und
Qualitätsfaktoren der Objekte sowie
der Mietermix gewännen an Bedeu-
tung. Veraltete Objekte in Randlagen
verlören tendenziell an Anziehungs-

kraft. Hier seien Konsolidierungen zu
erwarten und Mietzahlungen zuneh-
mend kritisch zu hinterfragen. Bisher
hätten die umfangreichen wirtschafts-
politischen Maßnahmen, vermehrte
Untervermietungen und Incentives ei-
nen Einbruch an den Vermietungs-
märkten verhindert. Bei anstehenden
Mietprolongationen werde der
Homeoffice-Effekt jedoch zunehmend
quantifizierbar, der in Verbindung mit
der Aufhebung der Corona-Hilfen in
steigendem Druck auf die Durch-
schnittsmieten mündeten. „Langfris-
tig sehen wir einen Rückgang der Bü-
ronachfrage um 5–10 % – und das
nennen wir einen Effizienzsprung“,
schloss Prof. Beyerle.

„Corona verursacht keine Trendbrü-
che, sondern verstärkt bereits vor-
handene Trends“, erläuterte Caro-
lin Wandzik, Geschäftsführerin des
Gewos Instituts für Stadt-, Regional-
und Wohnforschung. Unter dem
Druck hoher Mieten und Woh-
nungspreise ziehe es Familien schon
seit Jahren raus aus den Städten,
wo Immobilien deutlich günstiger
seien und es mehr Häuser im Grü-
nen gebe. Diese Suburbanisierung
setze sich mit einem erweiterten Ra-
dius fort. Gut angebundene Klein-
und Mittelstädte seien die Gewin-
ner. Die 2020 leicht gesunkene
Nachfrage in den A-Städten basiere
vor allem auf der temporär verrin-
gerten Zuwanderung aus dem Aus-
land und ändere nichts an der wei-
terhin starken Nachfrage in den
Metropolen. Allerdings könne sich
der Abstand beim Preis- und Miet-
niveau zwischen Stadt und Umland
verringern. Die von der Corona-Pan-
demie gestärkte Flexibilisierung und
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Digitalisierung der Arbeitswelten
führten zur Reflexion über die
Wohnlage und die Wohnpräferen-
zen seitens der Nachfrager. Die
Standortnachteile der Zentralorte in
ländlichen Räumen nivellierten sich.

„Die Transformation des innerstädti-
schen Einzelhandels ist ein virulentes
Thema, für das es keine Patent-
lösung gibt“, stellte Leif Krägenau,
Teamleiter Standort und Immobilie
der BBE Handelsberatung, fest. Das
veränderte Kundenverhalten sei
nicht erst seit Beginn der Pandemie
zu beobachten, sondern lediglich der
Beschleuniger ohnehin bestehender
Megatrends. So hätten stationäre,
modeorientierte Bekleidungs-, aber
auch Schuhhändler schon vor Coro-
na die schlechtesten Prognosen ge-
habt und erlitten auch nach Ein-
beziehung des Corona-Effekts die
höchsten kumulierten Umsatzverlus-

te bis Ende 2021. Die Innenstadt und
dort besonders Highstreet-Lagen, die
von großflächigen Leitbetrieben, wie
Warenhäusern oder Textilfilialisten,
dominiert würden, stelle das Herz-
stück des stationären Einzelhandels
dar. Allerdings stehe der Einzelhan-
del dort seit Jahren unter Druck und
insbesondere kleine Fachbetriebe
und selbstständige Kaufleute schlös-
sen vermehrt ihre Läden, obwohl sie
vielerorts den besonderen Reiz dieser
Lagen ausmachen. Um die Aufent-
haltsqualitäten der Innenstädte zu
erhalten und zu stärken, sei ein pro-
aktives Handeln von Kommunen,
Handel und Immobilieneigentümern
dringend geboten. Notwendig sei
der Mut zu neuen Ideen und ein at-
traktiver und breiter Funktionsmix,
der als identitätsstiftender Mittel-
punkt der Stadt fungiere und wahr-
genommen werde.

„Gebäude sind der Schlüssel für den
Klimaschutz. Leider unternimmt die
Immobilienbranche bisher nicht genug
zum Schutz des Klimas. Wir müssen
uns auf eine Zukunft einstellen, für die
wir nicht auf bisherige Erfahrungen
zurückgreifen können“, stellte Dr.
Christine Lemaitre, Geschäftsführen-
der Vorstand der DGNB, fest. Eine
GBC-Studie zur Marktfähigkeit der Ta-
xonomie-Kriterien für Gebäude habe
anhand von 62 Gebäuden mit
24 Marktteilnehmern gezeigt, dass die
Kriterien durchaus marktfähig seien.
Der Bau nachhaltiger Gebäude sei
nicht teurer, allerdings bedürfe es ei-
ner besseren Planung und einer frü-
hen Einbindung aller Akteure. Bei der
Berücksichtigung des ganzen Lebens-
zyklus einer Immobilie weise eine auf-
gerüstete und optimierte Bestands-
immobilie eine bessere Energiebilanz
als ein Neubau auf.

Bulwiengesa, Berlin Hyp, Bremer, Garbe Industrial Real Estate und Savills Immobilien Beratung

Logistik und Immobilien 2021 –
Schwerpunkt Werte
Die Corona-Krise ließ die Logistikbranche zwar kurzzeitig innehalten, diese setzte aber ihren Wachstums-
kurs schnell und unbeeindruckt fort. Die Investitionen in Logistikimmobilien erreichten 2020 mit etwas
weniger als 5 Mrd. E in etwa das Niveau der beiden vorangegangenen Jahre. Mit 3,7 Mio. m2 blieb die
Summe der neu fertiggestellten Logistikflächen durch verzögerte Baustarts hinter dem Vorjahreswert
(4,9 Mio. m2) zurück. Die starke Neubauaktivität wird 2021 und 2022 für neue Rekordfertigstellungsvolu-
men von je über 5 Mio. m2 sorgen. Seit 2019 profitieren auch periphere Logistikstandorte von der stei-
genden Nachfrage. Ihr Anteil am gesamten Fertigstellungsvolumen steigt von 14 % im langjährigen
Durchschnitt auf 20 % im laufenden Jahr. Zu diesen und weiteren Ergebnissen kommt die neue Studie
„Logistik und Immobilien 2021“. Die diesjährige Ausgabe geht der Frage nach dem Wert der Logistikim-
mobilien nach und wie sich dieser Wert im Laufe der vergangenen Jahre verändert hat.

Die Corona-Pandemie hat die ge-
sellschaftliche Wahrnehmung von
Logistik verändert. Grenzschließun-
gen, Unterbrechungen der Liefer-
ketten, Containerengpässe – es
wurde klar, wie wichtig eine funk-
tionierende Logistikwirtschaft für
die moderne Gesellschaft doch ist.
Zweifelsohne steht die Logistik für
einen elementaren Teil unserer In-
frastruktur. Doch welchen gesell-
schaftlichen Mehrwert bietet sie?

Das Paketaufkommen der deut-
schen Kurier- und Paketdienste er-
reicht Jahr für Jahr neue Rekord-
marken. Das Jahr 2020 hat dieser
Nachfrage mit einem Sprung von
+10 % im Vergleich zum Jahr 2019
aufgrund veränderter Konsummus-
ter im Zuge von Lockdown und
Homeoffice einen weiteren Schub
verliehen. Bis 2025 wird das Sen-
dungsvolumen voraussichtlich auf
rund 5,7 Mrd. Sendungen steigen.

Ein zentrales Element in der Wert-
bestimmung einer Logistikimmobilie
ist immer auch der Standort, mit
dem diese unabdingbar verbunden
ist. Da Lagen, die hoch in der Nach-
fragegunst liegen, nicht beliebig
vervielfältigt werden können, sind
starke Preisanstiege der Grundstü-
cke an den Top-Standorten eine
häufige Konsequenz. Der Fokus der
Nachfrage nach Logistikflächen lag
in den vergangenen Jahren vor al-
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& Dauerhaftes Nutzungs-
verbot durch Mehrheits-
beschluss der Wohnungs-
eigentümer

Wohnungseigentümer können
die Nutzung des gemeinschaft-
lichen Eigentums nicht mit ei-
nem Mehrheitsbeschluss aus
Gründen der Verkehrssicherheit
dauerhaft verbieten, wenn auch
das Sondereigentum infolge
des Verbots nicht mehr genutzt
werden kann.

Das Verfahren betrifft ein nach dem
Wohnungseigentumsgesetz aufgeteil-
tes, über 40 Jahre altes und stark sa-
nierungsbedürftiges Parkhaus. Drei der
insgesamt elf Ebenen des Parkhauses
stehen als eigene Teileigentumseinheit
im Sondereigentum der Klägerin. Sie
vermietet ihre Einheit an ein benach-
bartes Hotel. Die übrigen Ebenen mit
den Einheiten der Beklagten sind seit
Jahren außer Betrieb. Nachdem das
Bauordnungsamt Nachweise für die
Einhaltung der brandschutztech-
nischen Mindestanforderungen ange-
fordert hatte, beschlossen die Woh-
nungseigentümer mehrheitlich, dass
die Ebenen, die zu der Einheit der Klä-
gerin gehören, nicht mehr genutzt
werden dürfen. Vor dem Hintergrund,
dass die Gemeinschaft eine Sanierung
bereits zu einem früheren Zeitpunkt
abgelehnt hatte, wurde der Klägerin
gestattet, die brandschutztechnischen
Mängel selbst und auf eigene Kosten
zu beseitigen; erst nach Vorlage ent-
sprechender Nachweise sollte sie die
Nutzung wieder aufnehmen dürfen.
Die Beschlussmängelklage der Kläge-
rin hat das AG abgewiesen. Ihre Beru-
fung war erfolglos. Mit der von dem
LG zugelassenen Revision wollte die
Klägerin erreichen, dass der Beschluss
für ungültig erklärt wird. Die Revision
hatte Erfolg.

Aus den Gründen

Im Grundsatz könnten die Woh-
nungseigentümer im Rahmen der

ordnungsmäßigen Verwaltung ein
auf das gemeinschaftliche Eigentum
bezogenes Nutzungsverbot zum
Zwecke der Gefahrenabwehr be-
schließen. Das komme aber jeden-
falls dann nur aus zwingenden
Gründen und in engen Grenzen in
Betracht, wenn dadurch die zweck-
entsprechende Nutzung des Sonder-
eigentums eingeschränkt oder – wie
hier – sogar vollständig ausgeschlos-
sen werde. Denn nach der Recht-
sprechung des BGH seien die Woh-
nungseigentümer verpflichtet, die
Behebung gravierender baulicher
Mängel des gemeinschaftlichen Ei-
gentums zu veranlassen, die eine
Nutzung des Sondereigentums zu
dem vereinbarten Zweck erheblich
beeinträchtigen oder sogar aus-
schließen. Sie könnten sich nicht da-
rauf berufen, dass ihnen die damit
einhergehenden Kosten nicht zuzu-
muten seien. Dieser Verpflichtung
zur Vornahme zwingend erforderli-
cher Maßnahmen könnten sich die
Wohnungseigentümer auch nicht
durch ein mehrheitlich verhängtes
dauerhaftes Nutzungsverbot entzie-
hen. Als solches wirke sich der an-
gefochtene Beschluss faktisch aus,
weil die Beseitigung der Brand-
schutzmängel der Klägerin überant-
wortet worden sei. Ein dauerhaftes
Nutzungsverbot könne nur dann
rechtmäßig sein, wenn, wie es das
Berufungsgericht für richtig halte,
eine Sanierungspflicht der Woh-
nungseigentümergemeinschaft ge-
mäß § 22 Abs. 4 WEG aF (nunmehr
§ 22 WEG) ausgeschlossen wäre;
dann müsste die Gefahrenabwehr
durch Stilllegung des Gemein-
schaftseigentums erfolgen. Der BGH
hat nun geklärt, dass die Sanie-
rungspflichten der Wohnungseigen-
tümer, die aus der Überalterung
bzw. der mangelnden Instandhal-
tung des Gebäudes herrührten,
durch die genannte Vorschrift nicht
begrenzt würden. Zerstört im Sinne
von § 22 Abs. 4 WEG aF (nunmehr
§ 22 WEG) sei ein Gebäude nur
dann, wenn seine Nutzbarkeit durch

punktuelle Ereignisse (wie Brand,
Überflutung oder Explosion) we-
sentlich beeinträchtigt oder auf-
gehoben sei. Das ergebe sich schon
aus dem Wortlaut der Norm mit
dem Zusammenhang von Zerstö-
rung, Wiederaufbau und Versiche-
rungsleistung. Nach dem normalen
Sprachgebrauch sei ein Gebäude
nur dann zerstört, wenn seine Nutz-
barkeit ganz oder teilweise auf-
gehoben sei, nicht hingegen des-
halb, weil eine Sanierung hohe
Kosten verursache. Bestätigt werde
diese Sichtweise dadurch, dass das
Gebäude „zu mehr als der Hälfte
seines Werts“ zerstört sein müsse,
damit der Anspruch auf Wiederauf-
bau ausgeschlossen sei. Bei einem
punktuellen Ereignis wie einem Flut-
schaden beziehe sich der Wertver-
gleich auf den realen Gebäudewert
vor und nach der Zerstörung. Bei ei-
nem Sanierungsstau fehle es schon
an einem konkreten Zeitpunkt, auf
den ein „Vorher-Nachher-Ver-
gleich“ realer Werte bezogen wer-
den könnte.

Eine analoge Anwendung der Norm
scheide ebenfalls aus. Das Gesetz
enthalte keine planwidrige Rege-
lungslücke. Der in § 22 Abs. 4 WEG
aF geregelte Ausschluss des Wieder-
aufbaus stehe in engem Zusammen-
hang mit der Aufhebung der Ge-
meinschaft, die das Gesetz
grundsätzlich ausschließe (§ 11 WEG
aF). Eine erleichterte Aufhebung der
Gemeinschaft bei Überalterung des
Gebäudes oder Unrentabilität der
Sanierung sei im jüngsten Gesetz-
gebungsverfahren ausgiebig dis-
kutiert worden, ohne dass dies in der
zum 1.12.2020 in Kraft getretenen
Neufassung des Wohnungseigen-
tumsgesetzes aufgegriffen worden
wäre. Zudem lasse sich die Zerstö-
rung eines Gebäudes auch nicht mit
einem Sanierungsstau vergleichen.
Gerade Brandschutzmängel, marode
Leitungen oder energetische Defizite
ließ sich bei älteren Gebäuden häu-
fig nur mit sehr hohem Sanierungs-
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aufwand beheben; trotzdem könne
sich eine Sanierung als rentabel er-
weisen. Erst recht lasse sich die An-
gemessenheit der Rechtsfolge des
§ 22 Abs. 4 WEG aF bei einem Sa-
nierungsstau bezweifeln. Insbesonde-
re bei Wohngebäuden erscheine es
nämlich wenig überzeugend, einen
Mehrheitsbeschluss über die Sanie-
rung ab dem Erreichen einer Wert-
grenze zu untersagen, obwohl die
Mehrheit der Wohnungseigentümer
die Nutzbarkeit ihrer Wohnungen
dauerhaft sicherstellen möchte. Die
mit dem Ausschluss des Wiederauf-
baus zusammenhängende rechtspoli-
tische Frage, ob und unter welchen
Voraussetzungen die Gemeinschaft
gegen den Willen einzelner Woh-
nungseigentümer beendet werden
könne, dürfe nicht durch richterliche
Rechtsfortbildung, sondern nur durch
den Gesetzgeber entschieden wer-
den.

BGH, Urteil vom 15.10.2021 –
V ZR 225/20

& Erweiterung des Ver-
kehrsflughafens München

Das BVerfG nahm eine Verfas-
sungsbeschwerde einer aner-
kannten Umwelt- und Natur-
schutzvereinigung nicht zur
Entscheidung an, die sich gegen
den Planfeststellungsbeschluss
für die Erweiterung des Ver-
kehrsflughafens München durch
Anlage und Betrieb einer dritten
Start- und Landebahn sowie ge-
gen die dazu ergangenen ge-
richtlichen Entscheidungen
richtete.

Der Beschwerdeführer im Verfahren
1 BvR 2374/15 ist eine anerkannte
Umweltvereinigung und in Bayern
anerkannte Naturschutzvereinigung
sowie Eigentümer durch das Vor-
haben unmittelbar in Anspruch ge-
nommener Grundstücke. Die Ein-
wendungen des Beschwerdeführers
richten sich unter anderem gegen
das dem angegriffenen Planfeststel-
lungsbeschluss zugrundeliegende
Luftverkehrsprognosegutachten so-
wie dessen gerichtliche Kontrolle.
Der Beschwerdeführer macht ins-
besondere geltend, der Bayerische

Verwaltungsgerichtshof verletze die
Rechtsschutz- und Eigentumsgaran-
tie aus Art. 14 Abs. 3 in Verbindung
mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG. Das
BVerfG nahm Verfassungsbeschwer-
de nicht zur Entscheidung an.

Aus den Gründen

Die Möglichkeit einer Verletzung
der Rechtsschutz- und Eigentums-
garantie aus Art. 19 Abs. 4 in Ver-
bindung mit Art. 14 Abs. 3 GG we-
gen einer unzureichenden Kontrolle
der Grundlagen der Luftverkehrs-
prognose sei nicht hinreichend dar-
gelegt. Der Beschwerdeführer habe
es versäumt, alle Schriftstücke, de-
ren Kenntnis für eine Beurteilung
der Berechtigung der geltend ge-
machten Rüge erforderlich sei, mit
der Verfassungsbeschwerde vorzule-
gen oder zumindest ihrem wesentli-
chen Inhalt nach wiederzugeben.
Die fehlenden Unterlagen wären
hier erforderlich gewesen, um beur-
teilen zu können, ob die Kenntnis
der nicht öffentlich zugänglichen
Datengrundlagen unter Berücksich-
tigung ihres Umfangs und ihrer Be-
deutung für die volle gerichtliche
Nachprüfung der Tatsachengrund-
lagen und der Geeignetheit der Me-
thode der beanstandeten Prognose
unentbehrlich, oder aber in Einklang
mit Art. 19 Abs. 4 GG angenom-
men werden durfte, dass diese
Kenntnis verzichtbar gewesen sei.

Eine Verletzung der Rechtsschutz-
und Eigentumsgarantie von Art. 19
Abs. 4 GG in Verbindung mit
Art. 14 Abs. 3 GG sei auch nicht
hinreichend dargelegt, soweit der
Bayerische Verwaltungsgerichtshof
für die gerichtliche Nachprüfung
und Beurteilung der Verkehrsprog-
nose allein auf den Zeitpunkt der
letzten Behördenentscheidung ab-
gestellt und die nach diesem Zeit-
punkt eingetretenen, vom Be-
schwerdeführer geltend gemachten
und im Widerspruch zu der Prog-
nose stehenden Entwicklungen
nicht berücksichtigt habe. Werde
bei der Entscheidung über die Klage
gegen einen Planfeststellungs-
beschluss auf den Zeitpunkt des Er-
lasses abgestellt, schließe das den
Schutz eines Enteignungsbetroffe-
nen für den Fall, dass seine – durch
den Planfeststellungsbeschluss dem

Grunde nach ermöglichte – Enteig-
nung aufgrund nachträglich einge-
tretener Änderungen der Sach- oder
Rechtslage nicht mehr dem Ge-
meinwohl dienen würde, nicht aus.
Dass hier etwa ein verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Schutz von vorn-
herein nicht zu erlangen gewesen
wäre, habe der Beschwerdeführer
nicht hinreichend substantiiert vor-
getragen, und dies sei auch nicht
ersichtlich.

BVerfG, Beschluss vom
1.6.2021 – 1 BvR 2374/15

& Nutzungsentschädigung
bei Nichtherausgabe der
gekündigten Wohnung

Im Falle einer Vorenthaltung
der Mietsache durch den Mieter
besteht ein Anspruch des Ver-
mieters auf Nutzungsentschädi-
gung in Höhe der „Marktmie-
te“, d.h. derjenigen Miete, die
im Falle einer Neuvermietung
erzielt werden kann. Die kon-
krete Höhe dieser „Marktmiete“
kann im Zweifel durch das Ge-
richt auch im Wege einer Schät-
zung auf der Grundlage eines
Zuschlags von 10 % zu den
Werten des örtlichen Mietspie-
gels ermittelt werden (§ 546a
BGB).

Das beklagte Ehepaar war seit dem
1.11.2011 Mieter einer Wohnung mit
einer Wohnfläche von ca. 48,75 m2.
Die vereinbarte Miete betrug zuletzt
334 E brutto im Monat, wovon
250 E auf die Nettokaltmiete und
84 E auf die Betriebskostenvoraus-
zahlung entfiel. Die beklagten Mieter
kündigten mit Schreiben vom
27.9.2018 das Mietverhältnis frist-
gemäß zum 31.12.2018. Der Miet-
vertrag schloss eine stillschweigende
Verlängerung des Mietverhältnisses
gem. § 545 BGB aus. Einer der
Mieter – der Ehemann – teilte den
Vermietern mit Schreiben vom
1.11.2018 mit, dass er seine Kündi-
gung vom 27.9.2018 „zurückzuzie-
hen“ wolle. Dieses Schreiben unter-
zeichneten die Vermieter zwar,
allerdings blieb zwischen den Parteien
streitig, ob aufgrund dessen das
Mietvertragsverhältnis unverändert
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fortbestehen sollte oder nicht. Die
Vermieter machten geltend, dass eine
Rücknahme der Kündigung als zu-
gangsbedürftige einseitige Willens-
erklärung unwirksam sei. Zur Fortset-
zung des Mietverhältnisses hätte es
einer Vereinbarung aller Mieter und
aller Vermieter bedurft. Eine solche
Vereinbarung sei hier jedoch nicht
geschlossen worden. Die Mieter ga-
ben die Wohnung zum 31.12.2018
nicht zurück, die vereinbarte Miete
von 334 E wurde bis zum
31.12.2018 vollständig bezahlt. Die
Räumung erfolgte dann zum
7.6.2019. Die Vermieter forderten die
Mieter mit Schriftsatz vom 12.3.2019
auf, unverzüglich bis spätestens zum
20.3.2019 die Mietsache zu räumen
und an die Vermieter herauszugeben.
Gleichzeitig kündigten sie an, für die
Zeit der Vorenthaltung der Mietsache
beginnend ab dem 1.1.2019 eine
Nutzungsentschädigung in Höhe der
zu erzielenden Marktmiete von
7,00 E/m2 geltend zu machen, ins-
gesamt 425,25 E je Monat. Die voll-
ständige Übergabe der Wohnung er-
folgte am 7.6.2019. Das AG gab der
Klage weitestgehend statt.

Aus den Gründen

Den Klägern stehe gegenüber den
Beklagten als Gesamtschuldnern ein
Anspruch auf Zahlung von Nut-
zungsentschädigung von insgesamt
567,91 E zu. Es lasse sich vorliegend
nicht feststellen, dass zwischen den
Klägern und den Beklagten ein neu-
er Mietvertrag bzw. ein Vertrag über
die Fortsetzung des alten Mietvertra-
ges zustande gekommen sei. Grund-
sätzlich sei ein die Vertretung kenn-
zeichnender Zusatz erforderlich,
wenn nur ein Ehegatte den Vertrag
unterzeichne, denn es bedürfe der
Klarstellung, ob dieser nur für sich
allein oder auch als Vertreter seines
Ehepartners handle. Räume der Mie-
ter nach einer Kündigung die Woh-
nung nicht, müsse der Vermieter
nach allgemeinen Regeln zwar der
Fortsetzung des Mietverhältnisses
wirksam widersprechen (§ 545 BGB),
jedoch könne der Vermieter die Wir-
kung des § 545 BGB schon im Miet-
vertrag – so wie hier unstreitig ge-
schehen – ausschließen, so dass der
Vermieter anschließend gemäß
§ 546a BGB eine Nutzungsentschä-
digung verlangen und dabei gemäß

§ 546 a Abs. 1 Alt. 2 BGB statt der
vereinbarten Miete auch die ortsübli-
che Marktmiete, d.h. diejenige Mie-
te, die im Falle einer Neuvermietung
zu erzielen wäre, begehren könne.
Die konkrete Höhe der „Marktmie-
te“ sei durch das Gericht im Wege
einer Schätzung auf der Grundlage
eines Zuschlags von 10 % zu den
Werten des örtlichen Mietspiegels zu
ermitteln.

AG Brandenburg, Beschluss
vom 16.6.2021 – 31 C 51/20

& Klage gegen Höchst-
spannungsfreileitung in
Krefeld

Das BVerwG hat eine Klage
der Stadt Krefeld gegen eine
Höchstspannungsfreileitung
abgewiesen.

Der angegriffene Beschluss geneh-
migt Bau und Betrieb einer 380-kV-
Höchstspannungsfreileitung zwischen
den Punkten Fellerhöfe und St. Tönis.
Für die etwa 7,3 km lange Leitung
sollen 23 Masten mit einer Höhe zwi-
schen 57,6 m und 71,5 m neu errich-
tet werden. Auf ihrem nördlichen
Teilstück soll die Leitung östlich einer
Bestandsleitung in der Nähe der
Wohnbebauung verlaufen. Die Stadt
Krefeld ist Eigentümerin mehrerer
zum Wohnen genutzter Grundstücke
in diesem Bereich, die für Schutzstrei-
fen in Anspruch genommen werden.
Das Bundesverwaltungsgericht hatte
einen ersten Planfeststellungsbe-
schluss aus dem Jahr 2012 für rechts-
widrig und nicht vollziehbar erklärt
(BVerwG, Urteil vom 17. Dezember
2013 – 4 A 1.13 – BVerwGE 148,
353), weil keine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt worden
war. Die Behörde holte diese Prüfung
in einem ergänzenden Verfahren
nach, das sie im Juni 2019 mit einem
Planergänzungsbeschluss abschloss.
Die gegen diesen Beschluss gerichte-
te Klage der Stadt Krefeld blieb er-
folglos.

Aus den Gründen

Beachtliche Verfahrensfehler habe
das Bundesverwaltungsgericht nicht
festgestellt. Dass in der Bekannt-
machung der öffentlichen Auslegung

der Unterlagen die Angabe einer In-
ternet-Adresse fehlte, bleibe rechtlich
folgenlos. Im ergänzenden Verfahren
habe kein Erörterungstermin durch-
geführt werden müssen. Die Abwä-
gungsentscheidung verletze die Stadt
Krefeld nicht in eigenen Rechten. Die
Planung habe sich gegen eine Füh-
rung der Leitung westlich der Be-
standstrasse entscheiden dürfen.
Denn die planfestgestellte Trasse sei
durch eine frühere Leitung vorbelas-
tet gewesen, könne in einem enge-
ren Verbund mit einer Bestandstrasse
geführt werden und bedürfe keiner
technisch aufwändigen Leitungskreu-
zung. Diesen Gesichtspunkten habe
die Behörde gegenüber den Belan-
gen der Stadt Krefeld als Grund-
eigentümerin den Vorrang einräu-
men dürfen. Weiterer Ermittlungen
habe es insoweit nicht bedurft. Zur
Geltendmachung von Belangen der
Wohnbevölkerung sei die Stadt Kre-
feld nicht berufen gewesen.

BVerwG, Urteil vom 7.10.2021
– 4 A 9.19

& Regelungsbefugnis
grenzüberschreitender
Wärmedämmung

Landesrechtliche Regelungen,
die eine grenzüberschreitende
nachträgliche Wärmedämmung
von Bestandsbauten erlauben,
sind mit dem Grundgesetz ver-
einbar.

Die Parteien sind Eigentümer benach-
barter Grundstücke in Nordrhein-
Westfalen, die jeweils mit vermiete-
ten Mehrfamilienhäusern bebaut
sind. Die Giebelwand des vor mehre-
ren Jahrzehnten errichteten Gebäu-
des der Klägerin steht direkt an der
gemeinsamen Grundstücksgrenze,
während das Gebäude der Beklagten
etwa 5 m von der Grenze entfernt
ist. Gestützt auf die Behauptung, ei-
ne Innendämmung ihres Gebäudes
könne nicht mit vertretbarem Auf-
wand vorgenommen werden, ver-
langt die Klägerin von den Beklagten,
dass diese die grenzüberschreitende
Außendämmung der Giebelwand der
Klägerin gemäß § 23a NachbG NW
dulden. Das AG hat der Klage nach
Beweisaufnahme stattgegeben. Auf
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die Berufung der Beklagten hat das
LG die Klage abgewiesen. Dagegen
wendet sich die Klägerin mit der
zugelassenen Revision. Die Revision
hatte Erfolg. Der BGH hob das Urteil
auf und folgte der Sicht des AG. Die
Beklagten müssen es nun also dul-
den, dass die Klägerin die Wär-
medämmung anbringt.

Aus den Gründen

Von seinem rechtlichen Standpunkt
aus hätte das Berufungsgericht,
das die einschlägige landesrechtliche
Norm des § 23a NachbG NW für ver-
fassungswidrig gehalten habe, keine
Sachentscheidung treffen dürfen. Ge-
richte seien dazu verpflichtet, Gesetze
anzuwenden (Art. 20 Abs. 3 GG).
Halte ein Gericht ein entscheidungs-
erhebliches Gesetz für verfassungs-
widrig, so sei es gemäß Art. 100
Abs. 1 GG dazu verpflichtet, das Ver-
fahren auszusetzen und die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts
einzuholen. Denn nur das BVerfG sei
dazu befugt, ein nachkonstitutionelles
Gesetz für nichtig zu erklären (sog.
„Verwerfungsmonopol“).

Der BGH seinerseits sehe keinen An-
lass für eine Vorlage an das BVerfG
gemäß Art. 100 Abs. 1 GG, weil er
§ 23a NachbG NW für verfassungs-
gemäß halte. Die Gesetzgebungs-
kompetenz der Bundesländer für Re-
gelungen dieser Art, die in mehreren
Landesnachbargesetzen enthalten sei-
en, sei gegeben. Allerdings unterfalle
das private Nachbarrecht als Teil des
bürgerlichen Rechts gemäß Art. 74
Abs. 1 Nr. 1 GG der konkurrierenden
Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des. Für eine Gesetzgebung der Län-
der sei daher gemäß Art. 72 Abs. 1
GG nur Raum, wenn der Bund die
Materie nicht erschöpfend geregelt
habe. Aber selbst bei umfassender
Regelung der Materie durch den
Bund könnten die Länder Gesetze
erlassen, soweit das Bundesgesetz
Regelungsvorbehalte zugunsten des
Landesgesetzgebers enthalte.

Das Nachbarrecht des Bundes regle
in § 912 BGB, unter welchen Voraus-
setzungen ein rechtswidriger Über-
bau auf das Nachbargrundstück im
Zusammenhang mit der Errichtung
eines Gebäudes geduldet werden
müsse. Im Umkehrschluss ergebe sich
daraus, dass ein vorsätzlicher Über-
bau im Grundsatz nicht hingenom-
men werden müsse.

Allerdings erlaube der in Art. 124
EGBGB enthaltene Regelungsvor-
behalt den Erlass neuer (vgl. dazu
Art. 1 Abs. 2 EGBGB) landesgesetz-
licher Vorschriften, welche das Ei-
gentum an Grundstücken zuguns-
ten der Nachbarn noch „anderen“
als den im BGB bestimmten Be-
schränkungen unterwerfen. Die bis-
lang umstrittene Frage, wann eine
„andere“ Beschränkung vorliege, so
dass die Gesetzgebungskompetenz
der Länder bestehe, lasse sich, wie
der BGH nun grundsätzlich geklärt
habe, nur auf der Grundlage einer
vergleichenden Gesamtwürdigung
der bundes- und landesrechtlichen
Regelungen bestimmen. Das Lan-
desrecht dürfe Beschränkungen vor-
sehen, die dieselbe Rechtsfolge wie
eine vergleichbare nachbarrechtliche
Regelung des Bundes anordneten,
aber an einen anderen Tatbestand
anknüpften und einem anderen Re-
gelungszweck dienten. Allerdings
gelte es dabei, die Grundkonzeption
des Bundesgesetzes zu wahren.

Daran gemessen seien die landes-
rechtlichen Regelungen zur nachträg-
lichen Wärmedämmung als „andere“
Beschränkung anzusehen, so dass die
Gesetzgebungskompetenz der Länder
gegeben sei. Zwar bestehe die Rechts-
folge wie bei § 912 BGB in der Pflicht
zur Duldung eines Überbaus. Aber
obwohl die landesrechtlichen Regeln
einen vorsätzlichen Überbau erlaub-
ten, bezögen sie sich tatbestandlich
auf eine spezifische bauliche Situati-
on, die sich von der in § 912 BGB
geregelten Errichtung des Gebäudes
unterscheide. Sie setzten nämlich vo-
raus, dass die Dämmung eines an
der Grenze errichteten Gebäudes erst
im Nachhinein erforderlich werde,
und zwar durch neue öffentlich-recht-
liche Zielvorgaben oder jedenfalls
durch die Veränderung allgemein üb-
licher Standards infolge der bautech-
nischen Fortentwicklung. Landesrecht-
liche Normen dieser Art änderten
gerade nichts daran, dass Neubauten
– der Grundkonzeption des § 912
BGB entsprechend – so zu planen sei-
en, dass sich die Wärmedämmung in
den Grenzen des eigenen Grund-
stücks befinde. Dementsprechend un-
terschieden sich die jeweiligen Rege-
lungszwecke. Das Überbaurecht des
§ 912 BGB solle die Zerstörung wirt-

schaftlicher Werte verhindern, und
zwar nicht nur im Individualinteresse
des Überbauenden, sondern auch im
volkswirtschaftlichen Interesse. Die Be-
seitigung eines versehentlichen Über-
baus bei der Errichtung eines Gebäu-
des lasse sich nämlich häufig nicht
auf den überbauten Teil beschränken
und solle nicht den Abriss eines
Gebäudes bzw. Gebäudeteils nach
sich ziehen. Dagegen gehe es bei den
Regelungen zur nachträglichen Wär-
medämmung nicht darum, ob im
Nachhinein ein Abriss erfolgen solle
oder nicht. Sie setzten früher an und
sollten dem Grundstückseigentümer
von vornherein einen bewussten und
geplanten Überbau zu dem spezi-
fischen Zweck der nachträglichen
energetischen Gebäudesanierung er-
möglichen, wenn die Grenzbebauung
die Inanspruchnahme des Nachbar-
grundstücks erforderlich mache. Damit
würden ebenfalls öffentliche Interes-
sen verfolgt, aber andere als im Rah-
men des § 912 BGB. Die energetische
Gebäudesanierung solle nämlich zur
Energieeinsparung führen, die schon
wegen der nunmehr durch das Klima-
schutzgesetz vorgegebenen Vermin-
derung von Treibhausgasemissionen
im allgemeinen Interesse liege.

Auch in materieller Hinsicht bestün-
den keine verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen § 23a NachbarG
NW. Der Landesgesetzgeber habe
den ihm bei der Bestimmung von In-
halt und Schranken des Eigentums
(Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) zustehen-
den Gestaltungsspielraum eingehal-
ten, indem er differenzierte Vor-
gaben zu Inhalt und Grenzen der
Duldungspflicht vorgesehen habe.
Die Regelung erweise sich insbeson-
dere als verhältnismäßig. Die Inan-
spruchnahme des Nachbargrund-
stücks sei erforderlich, wenn eine
vergleichbare Wärmedämmung auf
andere Weise mit vertretbarem Auf-
wand nicht vorgenommen werden
könne. Die Verhältnismäßigkeit im
engeren Sinne werde schon dadurch
gewahrt, dass die Überbauung die
Benutzung des Nachbargrundstücks
nicht oder nur unwesentlich beein-
trächtigen dürfe und ein finanzieller
Ausgleich erfolgen müsse.

BGH, Urteil vom 12.11.2021 –
V ZR 115/20
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